
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verbandsgemeinde Westliche Börde 
Bauverwaltung 
vertr. d. Frau Bergner 
Marktstraße 7 
39397 Gröningen 
 
 
 
 
 
Beteiligung Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.1 BauGB 
zur 2.Änderung des fortgeltenden FNP Stadt Gröningen für den Be-
reich des Gewerbegebietes - Ost 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die von Ihnen übergebenen Planunterlagen zum o. g. Vorhaben wurden 
von den Ämtern des Landkreises Börde geprüft. 
 
Folgende Unterlagen wurden eingereicht: 

· Vorentwurf Planzeichnung M 1:10.000 (Stand 12/2024) 
· Vorentwurf Begründung mit Umweltbericht (Stand 12/2024) 

 
Seitens des Landkreises Börde wird mit folgenden Hinweisen und An-
regungen Stellung genommen: 
 
Amt für Planung und Umwelt 
SG Kreisplanung 
Regionalplanung 
Stellungnahme der unteren Landesentwicklungsbehörde 
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind im Gesetz über den 
Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) 
vom 11.03.2011 (GVBl LSA Nr. 6/2011, S. 160) und die konkreten Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Entwicklungsplan 
(REP MD) der Planungsregion Magdeburg (beschlossen am 
17.05.2006, genehmigt am 29.05.2006 und bekannt gemacht am 
30.06.2006 (außer Teilplan Wind, der durch Urteil des BVerwG 2016 
außer Kraft gesetzt wurde)) festgestellt.  
Der Regionale Entwicklungsplan (REP MD) der Planungsregion Mag-
deburg befindet sich zurzeit in Neuaufstellung. 
Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeutsamen Planungen zu 
beachten.  
Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt 
(LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. LSA S. 170), geändert durch 
Gesetz zur Änderung des Landesentwicklungsgesetzes Sachsen-An-
halt vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203) ist der Antragsteller ver-
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pflichtet, der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales 
des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24), die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
mitzuteilen und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die Feststellung der Vereinbarkeit der 
oben genannten Planung/Maßnahme mit den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die 
gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde nach § 
13 Abs. 2 LEntwG LSA. 
Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung ist die Stellungnahme der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg einzuholen. 

Begründung 
Bei o.g. Vorhaben handelt es sich um die zur 2.Änderung des fortgeltenden FNP Stadt Gröningen 
für den Bereich des Gewerbegebietes – Ost im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB.  

In dem Areal soll die Entwicklung eines Gewerbe- und Industriestandortes erfolgen. 
 
Das Vorhaben fällt demnach unter keinem der Punkte 3.3 des Runderlasses des MLV 1. 11. 2018 
– 24-20002-01.  
 
Sollte die Oberste Landesentwicklungsbehörde einschätzen, dass eine raumbedeutsame Pla-
nung vorliegt, sind die Ziele der Raumordnung zu beachten.  
 
Bauleitplanung 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist, dabei hat sich die Bauleitpla-
nung den Zielen der Raumordnung anzupassen (Abs. 4). 
 
Durch die Änderung des F-Plans wird die Vergrößerung der vorhandenen Gewerbefläche beab-
sichtigt.  Die Änderung des entsprechenden Bebauungsplanes für den Bereich „Gewerbegebiet 
Ost“ wird im Parallelverfahren aufgestellt.  
 
Die Änderungsbereiche umfassen neben den gewerblichen Bauflächen auch Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft, die für die neue 
Erweiterung zwischen der gewerblichen Baufläche und dem Breiten See vorgesehen sind. 
 
SG Abfallüberwachung  
Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht steht der 2. Änderung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Gröningen für den Bereich des "Gewerbegebietes - Ost nichts entgegen. 
 
Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt oder ergeben sich Hinweise 
bzw. Verdachtsmomente, dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Amt für Planung 
und Umwelt des Landkreises Börde anzuzeigen. 
 
Hinweis:  
Der Entwicklung vorhandener, ungenutzter Flächen sollte Vorrang vor der Erweiterung des Plan-
gebiets eingeräumt werden.  
 
SG Naturschutz und Forsten  
Der 2. Änderung des fortgeltenden FNP der Stadt Gröningen wird grundsätzlich zugestimmt. 
In der verbindlichen Bauleitplanung sind die Auswirkungen der Planung auf Naturgüter und Land-
schaftsbild konkret zu ermitteln. Insbesondere die Beeinträchtigung der Biotope und Arten am 
östlichen Ufer des Breiten Sees sind zu ermitteln und in die Planungsüberlegungen sowie in die 
Abwägung einzustellen. Am östlichen Ufer des Breiten Sees sollten keine gewerblichen Flächen, 
sondern die Flächen für Ausgleich im Sine des § 1a Abs. 3 BauGB angeordnet werden. 
 
SG Immissionsschutz 
Keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 
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SG Wasserwirtschaft 
Ergebnis Abwasser: positiv 
Abwasserbeseitigungspflichtig für die Ortslage Gröningen/ Heynburg ist der Trink- und Abwas-
serzweckverband TAZV „Vorharz“. Das auf den jeweiligen Grundstücken anfallende Abwasser 
ist durch den Verfügungsberechtigten für die Grundstücke dem Abwasserbeseitigungspflichtigen 
zu überlassen. 
 
Das Schmutzwasser (soziales und sanitäres Abwasser) ist grundsätzlich getrennt vom Nieder-
schlagswasser abzuführen. 
Der zentrale Schmutzwasseranschluss ist über die öffentliche Schmutzwasserkanalisation des 
Trink- und Abwasserzweckverband TAZV „Vorharz“ vorzunehmen.  
Die Nachbargrundstücke in der Friedrich-Hoffmann-Straße und die Ortslage Heynburg sind  lt. 
Abwasserbeseitigungskonzept des TAZV schmutzwasserseitig erschlossen.  
Die Erschließung bzw. Anbindung ist mit dem Trink- und Abwasserzweckverband TAZV „Vorharz“ 
abzuklären. Einleitungsbedingungen werden durch den Trink- und Abwasserzweckverband 
TAZV „Vorharz“ festgelegt. 
Abwässer aus dem Bereich von Waschplätzen dürfen nicht ohne eine vorgeschaltete Abschei-
deranlage in die öffentliche Kanalisation gelangen. 
 
Für die Einleitung von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinleitung) ist eine  
Genehmigung (§ 58 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) der unteren Wasserbehörde erfor-
derlich, wenn an das Abwasser in der Abwasserverordnung Anforderungen für den Ort des An-
falls des Abwassers oder seiner Vermischung festgelegt sind oder wenn für das Abwasser in den 
nach §7 der Abwasserverordnung fortgeltenden Vorschriften Anforderungen nach dem Stand der 
Technik gestellt werden. 
 
Ergebnis Niederschlagswasser: positiv 
Zur gesicherten Erschließung nach Art. 30 BauGB gehört die geordnete Niederschlagswasser-
beseitigung. 
 
Generell gilt für neu zu überplanende Flächen, dass der Grad der Versiegelung von Flächen so 
gering wie möglich sein sollte. Nach den Vorschiften des § 55 WHG soll Niederschlagswasser 
ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Niederschlagswasserbeseitigungspflichtig ist für Gröningen die Verbandsgemeinde „Westliche 
Börde“. 
Um die generellen Ziele der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), „Schutz und Verbes-
serung des Zustandes aquatischer Ökosysteme und des Grundwassers einschließlich von 
Landökosystemen, die direkt vom Wasser abhängen“ umzusetzen, ist darauf zu achten, dass bei 
der Organisation und Planung der Niederschlagsentwässerung die Forderung einer nachhaltigen 
Nutzung der Wasserressourcen, mit dem Ziel den guten chemischen und ökologischen Zustand 
die natürlichen Wasserkörper erreicht wird. Durch die Niederschlagswasserbeseitigung dürfen 
sich keine Auswirkungen auf die Gewässer ergeben, die den Bewirtschaftungszielen für oberirdi-
sche Gewässer nach § 27 WHG und den Bewirtschaftungszielen für das Grundwasser nach § 47 
Abs. 1 WHG wiedersprechen. 
Um ein Bebauungsgebiet entsprechend den Regelungen nach BauGB als gesichert erschließbar 
betrachten zu können, muss eine geordnete Beseitigung des Niederschlagswassers beschrieben 
werden. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens müssen konkrete Angaben zur geplanten 
Niederschlagwasserbeseitigung im betreffenden Plangebiet festgeschrieben werden. 
 
Sind Anlagen im Bereich des Plangebietes zur Regenwasserbeseitigung oder Rückhaltung not-
wendig, so sollten diese Flächen dafür im Plan festgesetzt werden. 
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Die Ableitung von gesammeltem Niederschlagswasser in die Vorflut bzw. über Anlagen in das 
Grundwasser bedarf nach § 8 Abs. 1 WHG der wasserrechtlichen Erlaubnis, da dieses eine Be-
nutzung des Gewässers gemäß § 9 (1) WHG darstellt.  
Wird festgestellt, dass die Kriterien „unverschmutztes Niederschlagswasser“ an einer Einleitstelle 
nicht erfüllt werden können, so sind vor Einleitung innerhalb des Entwässerungsgebietes Maß-
nahmen zu ergreifen (Errichtung von geeigneten Rückhalte- bzw. Reinigungssystemen) die ge-
eignet sind die geforderten Umweltqualitätsnormen einzuhalten. Die Handlungsempfehlungen 
der geltenden Merkblätter ATV/ DWA umzusetzen.  
Für die Versickerung von Niederschlagswasser bedeutet das, dass die die Hinweise des Arbeits-
blattes DWA- A 138 für die Planung und Bemessung von Sickeranlagen zu beachten sind.  
Die Versickerung hat vorrangig über geeignete Oberbodenschichten zu erfolgen.  Andere Versi-
ckerungsanlagen sind nur mit einer Vorreinigung entsprechend der geltenden Regeln der Technik 
möglich. 
 
Für die Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers der öffentlichen Verkehrsflächen, 
gelten dieselben wasserwirtschaftlichen Regelungen. 
Entsprechend des WG LSA § 79 b obliegt den Trägern der öffentlichen Verkehrsanlagen die 
Entwässerung ihrer Anlagen. 
 
Soll Niederschlagswasser von neu versiegelten Flächen (Baugebieten) versickert werden, so 
sollte grundsätzlich eine Baugrunduntersuchung zur möglichen Versickerung von Niederschlags-
wasser erstellt werden.  
Erfolgt die Ableitung von anfallendem Niederschlagswasser aus neu zu erschließenden Gebieten 
in ein bestehendes Leitungsnetz muss sichergestellt sein, dass das System hydraulisch nicht 
überlastet wird. Des Weiteren ist die maximal mögliche Einleitmenge für die bestehende Einleit-
stelle ins Gewässer zu berücksichtigen. Die Wasserrechte für die betroffenen Einleitstellen sind 
zu überprüfen und ggf. ist eine Veränderung zu beantragen. 
Für geplante neue Einleitungen in die Vorflut ist die mögliche Einleitmenge zu ermitteln. Für das 
Entwässerungsgebiet sind Rückhaltungen oder Regenwasserreinigungsanlagen zu planen.  
Eine flächenhafte, ungezielte Versickerung von Regenwasser (z.B. in Randbereichen, ohne bau-
liche Anlagen gemäß ATV A138) bedarf keiner wasserrechtlichen Erlaubnis, da dies keine Ge-
wässernutzung im Sinne des Wassergesetzes darstellt.  
 
Ergebnis Trinkwasser/Grundwasser: positiv 
Bitte die unter 'Ausgang' abgelegten Luftbild-Dateien an die Stellungnahme anhängen ! 
 
 
Gewässerschutz: 
Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen die Planung, wenn folgende 
Hinweise berücksichtigt und Auflagen eingehalten werden: 
 
(A) Das Plangebiet ist aus dem öffentlichen Netz mit Trinkwasser zu versorgen. 
 
(A) Wenn im Plangebiet Aufschüttungen erstellt werden sollen, muss das verwendete Material so 
beschaffen sein, dass von der Aufschüttung keine Gefahr für das Grundwasser ausgeht. Das für 
die Aufschüttung vorgesehene Material ist so auszuwählen, dass durch entstehendes Sickerwas-
ser keine Schadstofffreisetzung mit schädlicher Grundwasserveränderung zu besorgen ist. Die 
Eignung des verwendeten Materials ist gegenüber der unteren Abfallbehörde nachzuweisen. 
 
(H) Nach Kenntnis der unteren Wasserbehörde wird das neu zu erschließende Plangebiet südlich 
der in der Planzeichnung eingetragenen Fernwasserleitung von einer weiteren Leitung gequert 
(siehe Luftbilder aus 1994 und 2021). Diese dient der Ableitung von Wasser aus dem See 'Grund-
los' bei hohen Wasserständen. Im Jahr 2011 kam es zu einem erheblichen Wasseraustritt am 
Fußweg östlich des bestehenden Industriegebietes. Der weitere Verlauf nach Westen und die 
Tiefenlage der Leitung sind nicht bekannt. Bei der Erschließung des Plangebietes sollte die ge-
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naue Lage der Leitung durch Suchschachtungen ermittelt werden. Ebenso sollte die Funktions-
fähigkeit geprüft werden. Es ist nicht bekannt, welche Folgen eine Unterbrechung der Leitung 
haben würde. 
 
(H) Wenn im Plangebiet Erdwärme mittels Tiefensonden, horizontalen Kollektoren, Spiralkollekt-
oren, o. ä. gewonnen werden soll, sind die notwendigen Bohrungen bzw. der Erdaufschluss un-
abhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren 
Wasserbehörde des Landkreises Börde anzuzeigen. 
Die Anzeige hat vorzugsweise über das Geothermie-Portal des Landesamtes für Geologie und 
Bergwesen ( http://www.geodaten.lagb.sachsen-anhalt.de/lagb/ ) zu erfolgen. Im Geothermie-
Portal können auch weiterführende Informationen zum konkreten Standort und zur Qualitätssi-
cherung bei Bau und Betrieb von Erdwärmeanlagen abgerufen werden. 
 
(H) Wenn im Plangebiet Brunnen (z. B. zur Gartenbewässerung oder Grünflächenbewässerung) 
errichtet werden sollen, ist die notwendige Bohrung unabhängig vom baurechtlichen Verfahren 
gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde an-
zuzeigen. 
 
(H) Wenn im Rahmen der Baumaßnahmen bauzeitliche Grundwasserabsenkungen notwendig 
werden (z. B. für Fundamentbau) sind für diese unabhängig vom baurechtlichen Verfahren was-
serrechtliche Erlaubnisse gemäß §8 -10 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Börde zu beantragen. 
 
Ergebnis Wasserbau: positiv 
Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen die 2. Änderung des fortgeltenden FNP der Stadt 
Gröningen für den Bereich des Gewerbegebietes Ost keine Bedenken. 
 
Das Plangebiet befindet sich gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) außerhalb festgesetz-
ter Überschwemmungsgebiete und außerhalb von Hochwasserrisikogebieten (§ 78b WHG). Ge-
wässer erster und zweiter Ordnung sind vom Vorhabensgebiet nicht betroffen. 
 
SG Bauordnungsamt 
Brandschutz 
Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen bestehen aus Sicht des vorbeugenden Brandschut-
zes gegen das o. g. Vorhaben keine Einwände/ Bedenken, wenn die nachstehend aufgeführten 
Punkte/ Nebenbestimmungen beachtet werden. 
Maßnahmen des baulichen Brandschutzes wurden nicht geprüft. 
 
Bauaufsicht 
Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen bestehen aus bauordnungsrechtlicher Sicht keine 
Bedenken.            
 
Amt für Gesundheit- und Verbraucherschutz                                                                       
Nach eingehender Durchsicht und Prüfung der Unterlagen ergeht von Seiten des Amtes für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz auf der Grundlage des § 6 des Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst und die Berufsausübung im Gesundheitswesen im Land Sachsen-Anhalt (Ge-
sundheitsdienstgesetz – GDG LSA) vom 21.11.1997 nachfolgende Stellungnahme. 
 
Gegen die 2. Änderung des fortgeltenden Flächennutzungsplanes der Stadt Gröningen für den 
Bereich des Gewerbegebietes Ost bestehen aus umweltmedizinischer Sicht grundsätzlich keine 
Bedenken.  
 
Die ursprüngliche Erweiterung des Gewerbegebietes südlich der Friedrich-Hoffmann-Straße wird 
von den Planungsabsichten nicht weiterverfolgt und zurückgezogen. Mit dieser Änderung ist von 
einer Emissionsbelastung für die Bauernsiedlung zukünftig nicht mehr auszugehen, was von 
Seiten unseres Fachamtes begrüßt wird. 
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Stattdessen plant die Stadt Gröningen eine Erweiterung des Gewerbegebietes Ost in Richtung 
Norden, nördlich der Magdeburger Straße. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Mensch, 
insbesondere für den Ortsteil Heynburg, ist bei der Umsetzung der Gewerbeansiedlung zu 
vermeiden und in den nachgeordneten Verfahren zu prüfen. 
 
Amt für Straßenbau- und Unterhaltung 
Belange des Landkreises Börde, Amt für Straßenbau und -unterhaltung als Straßenbaulastträger 
für Kreisstraßen sind nicht betroffen. 
 
Insofern gibt es aus Sicht des Kreisstraßenbaulastträgers keinerlei Bedenken hinsichtlich der o. 
g. Maßnahme. Der Änderung des FNP wird zugestimmt. 
 
Hinweis: 

Für Bundes- und Landesstraßen ist die Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt (LSBB) als 
Baulastträger zuständig.  
 
 
Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be-
hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
Heider 
Komm. Amtsleiter 


